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	› Handelsabkommen müssen schneller und pragma-
tischer abgeschlossen werden, um Deutschlands 
Exportabhängigkeit in einer geopolitisch instabilen 
Welt abzusichern.

	› Eine realpolitisch orientierte Handelspolitik sollte 
wirtschaftliche Kernziele priorisieren und normative 
Überfrachtungen durch ESG-Forderungen vermeiden.

	› Die Abhängigkeit von China bei Rohstoffen und Tech-
nologien muss durch strategische Partnerschaften mit 
rohstoffreichen Ländern reduziert werden.

	› Außenwirtschaftsförderung und Entwicklungszusam-
menarbeit sollten klar getrennt, aber besser verzahnt 
werden, um deutsche Unternehmen international zu 
stärken.

	› Die deutsche Rüstungsindustrie sollte gezielt politisch 
und finanziell unterstützt werden, um wirtschaftliche 
Chancen zu nutzen und sicherheitspolitische Hand-
lungsfähigkeit zu gewinnen.
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Die vorzeitig abgewählte Bundesregierung aus SPD, Grünen und FDP proklamierte für 
sich eine wertegeleitete Außenpolitik und stieß mit diesem Konzept international an 
ihre Grenzen. Die neue Bundesregierung ist gut darin beraten, wieder eine Außenpolitik 
zu betreiben, die unseren strategischen Interessen in Wirtschaft, Sicherheit und Rechts-
staatlichkeit, aber auch denen unserer Partnerstaaten dient. Es sollte vor allem das Ziel 
im Mittelpunkt stehen, durch eine stärker realpolitisch motivierte Handels- und Außen-
wirtschaftspolitik mehr Wohlstand zu schaffen – in Deutschland, innerhalb der Europäi-
schen Union und im Kreise unserer strategischen Partner.

Demnach sollte die Bundesregierung in fünf Handlungsfeldern aktiv werden: 

1. Mehr Handelsabkommen: schneller und strategischer

Deutschland ist als Exportnation auf offene Märkte angewiesen. Jeder zweite Euro wird bei 
uns mit dem Export verdient.1 Jeder vierte deutsche Arbeitsplatz hängt am Exportgeschäft.2 
In Zeiten von wachsendem Protektionismus, Zollkriegen und einer kriselnden multilateralen 
Weltwirtschaftsordnung – mit einer gelähmten Welthandelsorganisation an ihrer Spitze – 
kommt daher bilateralen Handelsabkommen eine zentrale Bedeutung zu, unseren Zugang 
zu internationalen Märkten zu sichern und zu erweitern. Derzeit dauern die Verhandlungen 
solcher Abkommen allerdings oft Jahrzehnte, was in einer von geopolitischen Veränderun-
gen dominierten und sich schnell wandelnden Weltwirtschaft nicht mehr zeitgemäß ist. Das 
über 20 Jahre verhandelte EU-Mercosur-Assoziierungsabkommen zeigt exemplarisch, wie 
wenig strategisch und durchsetzungsstark die EU in ihrer Handelspolitik bisher agierte und 
wie unterschiedlich die Positionen der Mitgliedstaaten sind. Auch nur halb so lange Verhand-
lungs- und Ratifizierungsprozesse können wir uns vor dem Hintergrund der anhaltenden 
Rezession und der geopolitischen Verwerfungen nicht mehr erlauben. 

Insbesondere in Hinblick auf das Handelsabkommen zwischen der EU und Indien, über das 
seit 2022 wieder verhandelt wird, dürfte es ohne größere und unliebsame Zugeständnisse 
einer der beiden Seiten kaum möglich sein, den ambitionierten politischen Zeitplan für das 
Abkommen, der einen Abschluss der Verhandlungen noch in diesem Jahr vorsieht, einzuhal-
ten.3 Dabei wäre das Abkommen sowohl aus wirtschaftlicher als auch aus geostrategischer 
Sicht von besonderer Bedeutung für die EU. Indien ist mit seinen 1,4 Milliarden Einwohnern 
nicht nur ein riesiger Wachstumsmarkt, sondern auch geopolitischer Schlüsselpartner in der 
Systemkonkurrenz mit China. Die EU erhofft sich, durch engere Beziehungen zu Indien Chinas 
Einfluss im Asien-Pazifik-Raum besser entgegentreten zu können und seine Lieferketten zu 
diversifizieren. Wenn Brüssel sowie die 27 EU-Mitgliedstaaten tatsächlich gewillt sind, das 

Indien als geopoliti-
scher Schlüsselpartner 
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Abkommen schnell abzuschließen, wird dies kaum möglich sein, ohne Neu-Delhi substanzielle 
Zugeständnisse im Bereich europäischer Nachhaltigkeitsregelungen zu gewähren. 

Die EU könnte Indien zum Beispiel längere Übergangsphasen für den EU-CO2-Grenzausgleich-
mechanismus CBAM oder die EU-Entwaldungsverordnung zugestehen. Beide Regelungen sind 
bisher ein rotes Tuch für die indische Seite und erschweren den Verhandlungsfortschritt.4 Die 
EU ist durch entsprechende Regulierungen auch mit anderen Verhandlungspartnern aneinan-
dergeraten, weshalb ein grundsätzliches Umdenken bezüglich der Ausgestaltung von Handels-
abkommen vonnöten ist. Deutschland und die EU sollten anerkennen, dass wirtschaftliche 
Partnerschaften mit Ländern wie Indien nur dann tragfähig sind, wenn man interessengeleitet 
verhandelt: mit geopolitischer Nüchternheit statt normativer Überfrachtung. Eine strategisch 
motivierte Flexibilität in Einzelfragen wäre kein Rückschritt, sondern Ausdruck europäischer 
Realpolitik – in einer Welt im Umbruch.

2. Handelsabkommen neu denken: realpolitisch und partnerorientiert

Die Überfrachtung von Handelsabkommen mit Forderungen zu Umwelt-, Sozial- und 
Governance-Themen (ESG) erschwert die Verhandlungen und schreckt potenzielle Partner 
ab. Die Handelspolitik sollte wieder auf ihre wirtschaftlichen Kernziele ausgerichtet werden 
und dabei pragmatisch und realistisch sein. Um Handelsabkommen erfolgreich und zügig 
abschließen zu können, muss die EU deshalb den Fokus wieder stärker auf wirtschaftliche 
Aspekte legen. Die ESG sind zweifellos wichtig, dürfen jedoch nicht die zentralen Ziele der 
Handels- und Außenwirtschaftspolitik – die Mehrung von Wohlstand und Sicherung von 
Arbeitsplätzen – in den Hintergrund drängen. 

Die vergangenen Jahre haben gezeigt, dass der Versuch, anderen Ländern unsere Umwelt-, 
Sozial-, und Wertestandards aufzuzwingen, mehr schadet als nützt: wirtschaftlich wie geopoli-
tisch. Vielmehr sollten wir eine gleichberechtigte Zusammenarbeit anstreben. Auch Staaten, 
die nicht vollständig unsere Vorstellungen von Demokratie teilen, sind wichtige Handelspart-
ner. Mit ihnen sollten wir faire und ausgewogene Abkommen schließen, die beiden Seiten 
nutzen. Die EU wird in vielen Regionen der Welt als moralisierend wahrgenommen und 
der Versuch, EU-Standards auf andere Länder zu übertragen: als neokolonialistisch. Hätten 
Paraguay und Uruguay, die beide Mitglieder im Mercosur-Verbund sind, die EU während der 
Verhandlungen über das gemeinsame Handelsabkommen dazu verpflichtet, dass alle EU-
Mitgliedstaaten ihren Strom künftig nahezu komplett aus erneuerbaren Energien erzeugen 
müssen, wie es in den beiden südamerikanischen Ländern der Fall ist, wäre das Abkommen 
wohl nie zustande gekommen.5 

3. China strategisch begegnen: Abhängigkeiten reduzieren,  
selbstbewusst auftreten

Die Abhängigkeit von China, insbesondere im Rohstoffbereich und bei erneuerbaren Ener-
gien beziehungsweise den dafür benötigten Technologien, stellt ein erhebliches Risiko für 
die deutsche Wirtschaft dar. Das wird derzeit vor dem Hintergrund der chinesischen Export-
beschränkungen für seltene Erden und kritische Rohstoffe wie Gallium, Germanium und 
Antimon erneut deutlich.6 Um diese Abhängigkeit zu reduzieren, müssen wir strategische 
Partnerschaften mit anderen Ländern ausweiten.

Für Rohstoffpartnerschaften bieten sich rohstoffreiche und politisch kooperationsbereite 
Länder in Afrika oder Lateinamerika wie etwa die DR Kongo, Namibia, Chile oder Brasilen 
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an. Durch Investitionen in die Infrastruktur und die Förderung der Weiterverarbeitung von 
Rohstoffen vor Ort können wir dazu beitragen, dass ein größerer Teil der Wertschöpfung in 
diesen Ländern verbleibt. Dies schafft qualifizierte Arbeitsplätze und stärkt die wirtschaft-
liche Entwicklung unserer Partner. Gleichzeitig sichern wir die Rohstoffversorgung, indem 
wir unsere Abhängigkeiten von China reduzieren. Die EU-Initiative „Global Gateway“ kann 
hierbei eine wichtige Rolle spielen und muss ausgeweitet werden, indem sie finanzielle 
Mittel zum Aufbau von Infrastruktur bereitstellt, die wiederum Grundlage für verlässliche 
Rohstofflieferketten ist.

Weitergehend sollten wir China gegenüber selbstbewusster auftreten. Die EU hat bereits 
Maßnahmen gegen unfaire Subventionen chinesischer Elektrofahrzeuge ergriffen, indem 
sie Ausgleichszölle verhängt hat.7 Solche Schritte sind notwendig, um unsere Wirtschaft zu 
schützen und faire Wettbewerbsbedingungen herzustellen. Parallel dazu sollte über die 
Veränderung von schädlichen Subventionen verhandelt werden. Der Zeitpunkt für etwaige 
Verhandlungserfolge mit China scheint derzeit besonders günstig: China betreibt vor dem 
Hintergrund des Zollkrieges mit den USA sowie weiterer innenpolitischer Herausforderun-
gen für seine Wirtschaft eine Charmeoffensive gegenüber der EU. Zuletzt hob China die 
Sanktionen gegen mehrere EU-Parlamentarier auf. Sie waren einer der offiziellen Gründe 
der EU, das Ende 2020 unterzeichnete, aber nicht in Kraft getretene Investitionsabkommen 
zwischen der EU und China (CAI) nicht zu ratifizieren.8 China würde durch ein Inkrafttreten 
des Abkommens allein aus symbolischen Gründen mehr profitieren als die EU. Sollte die 
europäische Seite ernsthaft über eine Ratifizierung des Abkommens nachdenken, so sollte 
sie diese unbedingt an weitere Zugeständnisse Chinas beim Marktzugang knüpfen, damit 
das Abkommen einen echten Mehrwert für europäische Unternehmen hat. Selbst wenn 
China auf dem Papier in der Vergangenheit Zugeständnisse machte, erleben viele deutsche 
Unternehmen in der Praxis weiterhin eingeschränkten Wettbewerb, unfaire Vergabeprakti-
ken und regulatorische Schikanen.9

Gleichzeitig sollte die EU stärker auf Reziprozität in den Handels- und Investitionsbezie-
hungen setzen. Der Joint-Venture-Zwang auf dem chinesischen Markt ist trotz Verbesse-
rungen in den letzten Jahren immer noch ein großes Hindernis und Risiko hinsichtlich des 
Schutzes geistigen Eigentums. Viele deutsche und europäische Unternehmen nehmen 
diese Risiken aber angesichts der Marktgröße Chinas in Kauf. Die EU könnte im Umkehr-
schluss chinesische Firmen wie den Elektroautohersteller BYD, der derzeit eine Fertigungs-
stätte für Pkw in Ungarn aufbaut, dazu verpflichten, größere Teile der Wertschöpfungs-
kette in Europa anzusiedeln, damit mehr lokale Arbeitsplätze geschaffen werden. Derzeit 
steht zu befürchten, dass große Teile der Produktion nach wie vor in China erfolgen und 
das Werk in Ungarn größtenteils Fertigteile zusammensetzt. Insbesondere vor dem Hinter-
grund der Tatsache, dass BYD durch das Werk auch die Ausgleichszölle auf chinesische 
E-Autos umgehen würde, könnte die EU bei entsprechenden Vorhaben chinesischer Unter-
nehmen robuster auftreten. Darüber hinaus sollte die EU bei strategischen Investitionen 
chinesischer Unternehmen in Europa wie zum Beispiel dem E-Batteriehersteller CATL künf-
tig die Bildung von Joint Ventures mit europäischen Mehrheitspartnern zur Voraussetzung 
machen, um nicht länger einseitigen Technologietransfer hinzunehmen, sondern diesen 
auch in umgekehrter Richtung zu ermöglichen. 

Rohstoffpartner-
schaften in Afrika und 

Lateinamerika 

Schutz der europäi-
schen Wirtschaft 
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4. Verzahnung der Außenwirtschaftsförderung und Entwicklungszu-
sammenarbeit: Förderinstrumente bündeln, Arbeitsteilung schärfen

Parteiübergreifend wurde in den letzten Jahren in der deutschen Politik sowie in Wirtschaft 
und Wissenschaft häufig davon gesprochen, dass es notwendig sei, die deutsche Außenwirt-
schaftsförderung stärker mit der entwicklungspolitischen Agenda Deutschlands zu verzah-
nen.10 In diesem Kontext wurden unbürokratische Förderinstrumente gefordert, die das 
Engagement deutscher Unternehmen in Entwicklungsländern besser unterstützen. Dies sind 
zweifellos richtige und wichtige Aufgaben für die neue Bundesregierung, insbesondere vor 
dem Hintergrund des starken internationalen Wettbewerbs, dem sich deutsche Exportunter-
nehmen speziell bei Großprojekten, zum Beispiel im Infrastrukturbereich, in Entwicklungs-
ländern ausgesetzt sehen. Allerdings sorgen neue und bessere Förderinstrumente nicht 
automatisch für eine stärkere Verzahnung der beiden Politikfelder. 

Ein großes – aus politischen Gründen meist unausgesprochenes – Hindernis für eine tat-
sächliche Verzahnung von Außenwirtschaftsförderung und Entwicklungszusammenarbeit 
bleibt nach wie vor die geteilte Ressortzuständigkeit für das Thema Außenwirtschaftsförde-
rung. Einige Finanzierungsinstrumente sind weiterhin im Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) angesiedelt, obwohl die klassische Außenwirt-
schaftsförderung in den Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie (BMWE) fällt. Zudem übersteigen die Haushaltsmittel für die Entwicklungszusam-
menarbeit die Ausgaben für die Außenwirtschaftsförderung deutlich. Während der Schwer-
punkt deutscher Entwicklungszusammenarbeit weiterhin auf den Interessen der jeweiligen 
Partnerländer liegt, treten die eigenen wirtschaftlichen Interessen in den Hintergrund. Andere 
OECD-Staaten oder Länder wie China haben die Entwicklungszusammenarbeit stärker in den 
Dienst ihrer nationalen Wirtschaftsinteressen gestellt. Eine Vielzahl internationaler Gestal-
tungsmächte hat die staatliche Unterstützung für ihre Exporteure in den letzten Jahren 
erheblich ausgeweitet. Deutschland sollte in diesem Wettbewerb zum einen alle Außenwirt-
schaftsförderinstrumente und die dazugehörigen Haushaltsmittel ausschließlich im BMWE 
ansiedeln, um eine klare Ressorttrennung und Zuständigkeitsverteilung zu erreichen. Dies 
würde auch mit Blick auf die Durchführungsorganisationen und zuständigen Agenturen der 
Außenwirtschaftsförderung für mehr Transparenz und Einheitlichkeit sorgen, da beteiligte 
Akteure einer gemeinsamen Zielstellung folgen würden. Für deutsche Exportunternehmen 
und internationale Kunden ist das auf viele verschiedene Anlaufstellen verteilte, derzeitige 
Förderangebot sehr unübersichtlich. 

Das BMZ sollte auf der anderen Seite im Rahmen seiner Entwicklungszusammenarbeit seine 
Aktivitäten in Schwellen- und Entwicklungsländern künftig stärker darauf ausrichten, die dor-
tigen rechtlichen, bürokratischen und infrastrukturbezogenen Rahmenbedingungen sowie 
Standards zu verbessern, um deutschen Unternehmen den Markteintritt zu erleichtern und 
Investitionsrisiken zu senken. Hierdurch würde in den jeweiligen Ländern automatisch auch 
ein Beitrag zu mehr Stabilität, Wachstum und somit Wohlstand geleistet werden.

Verzahnung von 
Außenwirtschaftsför-
derung und Entwick-

lungszusammenarbeit 

Stärkere Aktivitäten in 
Schwellen- und Ent-

wicklungsländern 
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5. Deutsche Rüstungsindustrie gezielt stärken: wirtschaftliche  
Chancen nutzen, sicherheitspolitisch handlungsfähiger werden

Eine gezielte Rüstungsexportpolitik kann ein Instrument geopolitischer Einflussnahme und 
sicherheitspolitischer Partnerschaftspflege sein. Die Arbeit deutscher Rüstungsunternehmen 
sollte daher noch stärker politisch flankiert werden. Die Vereinigten Staaten zeigen seit Jahr-
zehnten, wie durch gezielten Export von Rüstungsgütern internationale Allianzen gefestigt, 
strategische Abhängigkeiten gestaltet und sicherheitspolitische Ordnungsstrukturen mit-
geprägt werden können.

Dafür muss die Exportkontrolle von Rüstungsgütern stärker an unseren strategischen Inter-
essen ausgerichtet und konsequent beschleunigt werden. Zudem sollten Außenwirtschafts-
förderinstrumente stärker auf die Bedürfnisse der Rüstungsindustrie ausgerichtet werden, 
um deren internationale Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen. Sofern ein Rüstungsexport 
bereits über die notwendige Ausfuhrgenehmigung verfügt, sollte er auch durch staatliche 
Exportkreditgarantien abgesichert werden. So hätten deutsche Rüstungsunternehmen mehr 
Planungssicherheit und noch bessere Chancen bei der Gewinnung internationaler Aufträge. 

Die bereits sehr innovativen deutschen Rüstungsunternehmen sollten gezielt dabei 
unterstützt werden, auch künftig angesichts der harten internationalen Konkurrenz wett-
bewerbsfähig zu bleiben und im Sinne deutscher Sicherheits- und Wirtschaftsinteressen 
global zu agieren.

Fazit

Eine strategisch ausgerichtete, interessengeleitete Außenwirtschaftspolitik der neuen Bundes-
regierung ist dringend notwendig, um den aktuellen globalen Herausforderungen wirkungsvoll 
zu begegnen. Handelsabkommen sollten künftig schneller und pragmatischer verhandelt wer-
den, ohne sie mit überzogenen Nachhaltigkeitsanforderungen zu überfrachten. Der Umgang 
mit China erfordert ein selbstbewusstes Auftreten und mehr Reziprozität, während gleichzeitig 
neue strategische Partnerschaften – insbesondere im Rohstoffbereich – auf- beziehungsweise 
bestehende Partnerschaften ausgebaut werden müssen. Ein wichtiger Hebel hierbei sind die 
Instrumente der staatlichen Außenwirtschaftsförderung und eine schärfere Trennung bei der 
Ressortzuständigkeit für die Themen Außenwirtschaftsförderung und Entwicklungszusam-
menarbeit. Auch die deutsche Rüstungsindustrie sollte staatlich stärker gefördert werden, um 
ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit auszubauen. Eine interessengeleitete Außenwirt-
schaftspolitik ist kein Widerspruch zu verantwortungsvollem Handeln – sie ist vielmehr Voraus-
setzung für nachhaltigen Wohlstand und Stabilität im eigenen Land und bei unseren Partnern.

Strategischere  
Ausrichtung von  

Rüstungsexporten 
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